
Digitalisierung fördern in Deutschland: 200 Mio für das
Verteilen von Papier
Unsere famose Bundesregierung arbeitet mit Hochdruck am Haushaltsplan für das Jahr 2021. Dort findet
sich ein neuer Posten, der die „Transformation der Digitalisierung“ in den Medien fördern soll – mit 180
Millionen Euro im ersten und dann noch einmal 20 Millionen im zweiten Schritt.

Digitalisierung – das klingt erstmal schön im Jahr 2020. Doch hier soll Geld für das genaue Gegenteil
verbraten werden, denn das Steuergeld – Ihr Geld – soll in die Bezuschussung der Zustellung von
Zeitungen und Anzeigenblättern fließen. Oder anders gesagt: Unter dem innovativen Begriff
„Transformation der Digitalisierung“ wird in Wahrheit Geld verbraten, um alte, sterbene Printprodukte
noch ein wenig länger am Leben zu erhalten. Wahrscheinlich größter Nutznießer davon dürfte die
Medienholding der SPD werden, die zahlreiche Beteiligungen an Printmedien in Deutschland unterhält.
Kein Wunder, dass der Vorschlag für diesen Haushaltstitel von den Sozialdemokraten in der
Regierungskoalition eingebracht wurde.

So ist Politik eben, können Sie jetzt lapidar einwerfen. Und ja, das stimmt. Aber gefallen muss mir und
uns die Selbstbedienungsmentalität der Regierenden deshalb noch lange nicht.

„Bento“ macht dicht! Kann wirklich weg!
Vorweg und ganz ehrlich: Um die 16 bald arbeitslosen Redakteure von „Bento“ tut es mir leid, dass sie
nun – noch recht jung – wieder dem Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen. 2015 vom „Spiegel“ als junger
Ableger 2015 gegründet, segelte die kleine Redaktion so erbarmungslos auf dem vermeintlichen
Zeitgeist, dass das Experiment nur scheitern konnte. Der Verlag verkündete die Einstellung des Online-
Titels und erinnerte zur Sicherheit nochmal: „Bento“ sei als „eigenständiges Nachrichtenportal
konzipiert“ worden. Häh?

Ausgerechnet die aus Bremen stammende öffentlich-rechtliche Nervtöle Jan Böhmermann attestierte
„Bento“ schon 2017 „banale Texte, die mit Journalismus nichts zu tun hätten“,  und das völlig zu recht.
Solche harten investigativen Geschichten hatte „Bento“ bis zuletzt am Start:

Diese zwei Studierenden haben ein feministisches Porno-Startup gegründet (16. Mai)
Isabells Sexpartner hat heimlich das Kondom abgezogen (12. April)
Menstruation ist auch Männersache (29. Februar)
Klar, ein echtes Nachrichtenmagazin, oder? Jedenfalls für die, die nicht die hellsten Kerzen auf dem
Kuchen sind. Und doch gab es in der kurzen Geschichte des Online-Magazins ein echtes Highlight, ein
Interview mit einer Aktivistin der konservativen WerteUnion aus Niedersachsen, eine sehr sympathische,
kluge und attraktive junge Frau mit 14.134 Followern auf Twitter. Überschrift:
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„So jung, so rechts: Warum die 23-jährige Linnéa in der WerteUnion ist“
Das ist mal ein Thema, an das sich viele der schrumpfenden Mainstream-Medien in Deutschland kaum
mehr herantrauen, weil rechts ist ja…huhuhuhuuuu…ganz doll böse. Und die linksextremen antifa-
Schlägertrupps, die Polizisten mit Bierflaschen bewerfen und Autos von AfD-Politikern anzünden, die sind
ganz doll lieb.

Und so war es ausgerechnet „Bento“, das mir noch einmal ein Lächeln aufs Gesicht zauberte, als sie
Linnéa Findeklee in einem Tweet zitierte mit dem Satz: „Deutschland braucht wieder mehr echte
#Männlichkeit und weniger #Feminismus und #Gendergaga“

Genau so ist es! Aber leider hat die Redaktion das selbst nicht begriffen, und deshalb gibt es sie
demnächst auch nicht mehr. Denn auch beim SPIEGEL muss man auf die Ökonomie achten und kann sich
nicht dauerhaft Verluste leisten für ein Magazin, das kein Mensch braucht.

Oliver Welke vom ZDF hat solche Sorgen nicht. Trotz seines wenig geistreichen mainstreamgebügelten
wöchentlichen Gelabers wird seine Redaktion auch in 100 Jahren noch sichere Jobs haben. Weil wir ja
alle gezwungen werden, seinen Laden zu finanzieren.

 

 

 

 

Oli Welke

 

 

Die Wahrheit ist irgendwo da draußen – deshab sollten
Journalisten ihre Arbeit machen
Es ist wirklich ein schöner Beruf, den ich habe. Journalisten lernen jeden Tag interessante Menschen
kennen. Sie dürfen jeden Tag hinter die Kulissen blicken, wissen oft, was andere nur ahnen, auch ohne es
schreiben zu können. Ich habe meine Ausbildung, mein Volontariat vor 36 Jahren begonnen, und ich habe
es noch nie bereut, so neugierig zu sein wie ich bin.
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Was mich zunehmend wütend macht ist, wie viele „Journalisten“ in den meinungsführenden Medien
einfach wegschauen, wenn sie Fakten bekommen, die nicht der offiziellen Lesart entsprechen. Die das,
was sie wissen, gar nicht wissen wollen. Und die sich zu Handlangern einer Lesart machen. Mein großer
Kollege Hans-Joachim Friedrichs hat das mal so gesagt: „“Ein Journalist macht sich mit keiner Sache
gemein, auch nicht mit einer guten.“  Auch nicht mit einer guten!!! Weltfrieden, Klima, Pandemie –
hinschauen, nachfragen – das ist unser Job. Und dann die Leute informieren.

Wenn zum Beispiel das Robert-Koch-Institut (RKI) jetzt verbreitet, dass die Reproduktionszahl des
Covid-19-Virus wegen der Lockerungen wieder ansteigt, aber nicht hinzufügt, dass das Institut am 6. Mai
die Richtlinien geändert hat, wer getestet werden soll, dann ist das Manipulation der öffentlichen
Meinung. Oder wenn Sie sich den Umgang des Bundesinnenministeriums mit einem 80-seitigen
Dokument aus dem Hause Seehofer anschauen, dass der Kollege Roland Tichy gerade zugespielt bekam
und veröffentlich hat.

Unter dem Briefkopf des Ministeriums hatte ein Mitarbeiter sowohl intern als auch nach außen seine
Meinung gestreut, dass es sich beim Coronavirus um einen „globalen Fehlalarm“ handele. Die Gefahr
durch Covid-19 sei „nicht größer als die vieler anderer Viren“. Und außerdem richte der Lockdown mehr
Schaden an als er nutze. Der Staat müsse sich in der Corona-Krise womöglich den Vorwurf gefallen
lassen, „einer der größten Fakenews-Produzenten“ gewesen zu sein.

Harter Tobak und vielleicht auch tatsächlich nur eine überdrehte Privatmeinung eines Mitarbeiters. Aber
eben eines Mitarbeiters des Bundesministeriums des Innern. Solche Analysen zu schreiben, dazu
beauftragt man nicht irgendwelche Deppen und Verschwörungstheoretiker. Wo sind eigentlich die
Journalisten, die der Sache nachgehen? Stattdessen wird lapidar abgeschrieben, was das Ministerium als
Pressemitteilung rausgibt: Der Mitarbeiter sei „von seinen Dienstpflichten entbunden“ worden. Warum
eigentlich? Weil er das Papier an Tichy und andere geschickt hat? Oder weil er zu den Corona-
Maßnahmen der Bundesregierung eine konträre Meinung vertritt und kein Gefälligkeitsgutachten
schreiben wollte?

Verstehen Sie mich nicht falsch! Wenn jemand 36 Jahre als Journalist gearbeitet hat, dann ist man nur
selten in Aufregung zu versetzen. Ich war als Polizeireporter in Berlin bei Polizeirazzien unterwegs (u.a.
in Thaibordellen), habe 1990 mit einem Sat.1-Kollegen in einem Waldstück nördlich von Berlin von einem
russischen Soldaten für 50 DM eine Makarow-Pistole gekauft und darüber berichtet, wobei am Tag
danach die Polizei unseren Sender mit einem Großaufgebot durchsuchte, um die Waffe zu finden. Und im
Weißen Haus war ich auch, zwei Schritte entfernt von Kanzler Kohl und Präsident Clinton. Aber zum
Handwerk gehört, immer, immer, immer skeptisch zu ein, besonders wenn die Überbringer einer
schlechten Nachricht ohne erkennbaren Anlass mit dem publizistischen Vorschlaghammer bekämpft
werden.

Die Demonstrationen am Wochenende – allein in Stuttgart waren 10.000 Bürger unterwegs – wurden
schon im Vorfeld medial abqualifiziert, damit das große Publikum weiß, wie es einzusortieren ist, was sie
sehen. Nämlich als falsch, als Verschwörungstheoretiker und Rechtsradikale. Der WDR meldete morgens,



man befürchte, dass sich unter die Demo in Dortmund Rechtsradikale und Verschwörungstheoretiker
mischen könnten. Und dann gab es am Nachmittag einen (!) vermutlich Rechtsradikalen, der einen
Reporter geschlagen hat. Das wurde gemeldet, zu recht, weil das übel und zu verurteilen ist. Aber was ist
mit den Hunderten anderen dort auf dem Alten Markt? Auch alles Rechtsradikale und
Verschwörungstheoretiker? Den Tausenden in Berlin, München und Nürnberg? Und den vielen kleinen
Demonstrationen überall in der Provinz?

Vorhin schickt mir ein Facebookfreund ein Foto einer kleinen Demo in der Provinz. Vielleicht 50 Leute,
drei trugen Deutschlandfahnen. Ist das schon rechts? Von einer „Allianz des Schwachsinns“ schreibt
SPIEGEL Online heute in Bezug auf die Demos und einige durchaus fragwürdige Protagonisten des
öffentlichen Protestes. Und SPON bezeichnet diejenigen, die im Internet riesige Zugriffszahlen mit ihrer
kritischen Sichtweise auf das, was gerade in Deutschland passiert, erreichen als  „mediale Dorfdeppen“. 
Nur mal zur Erinnerung: In den vergangenen Wochen haben wir alle im Internet von überaus klugen
Medizinern und Wissenschaftlern gelernt, dass es durchaus andere Sichtweisen auf die Corona-Krise als
die von Jens Spahn und Professor Drosten geben kann – gut belegt durch offizielle Zahlen und Fakten.
Sind das alles Verschwörungstheoretiker und Rechtsradikale? Und warum kommen sie nicht
gleichgewichtet in den Talkshows der Sendeanstalten vor, die wir alle bezahlen müssen?

Nein, ich bin immer wieder unsicher, was richtig und was falsch ist – so wie die meisten von Ihnen wohl
auch. Aber ich bin absolut sicher, dass die Art, wie unsere meinungsführenden Medien mit dem Thema
umgehen, mit seriösem Journalismus nur wenig zu tun hat.

 

Angriff auf ZDF-Team: Die Naivität gegenüber dem
gewalttätigen Mob von Links ist unerträglich
Harald Ortmann ist Chef der Produktionsfirma United TV, die allwöchentlich die Satiresendung „Heute
Show“ produziert. Als in Berlin jetzt wieder die Fufkranken der Weltrevolution zum alljährlichen Gewalt-
Ritual am 1. Mai aufmarschierten, traf es seine Leute. Nach dem Angriff vermummter Schläger mit
Sturmhauben über dem Kopf mussten fünf seiner Angestellten mit schweren Verletzungen ins
Krankenhaus. Nicht lebensgefährlich verletzt aber nach Ortmanns Aussagen im SPIEGEL mit „Prellungen
am ganzen Körper und Schnittwunden im Gesicht“. Das ist ganz übel, was da geschehen ist, und doch
fasziniert mich, wie blauäugig so ein erfahrener Medienmann angesichts der rapiden Zunahme
linksradikaler Gewalt auch heute immer noch ist.

„Wir haben es hier nicht mit Kriegsberichterstattung zu tun“, behauptet  Ortmann im Interview weiter.
Doch, lieber Kollege, genau damit haben wir es zu tun. Die Gewaltrituale linker Sturmabteilungen in
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Berlin reichen bis in die 80er Jahre zurück. Die seit Wendetagen besetzten Häuser in der Rigaer Straße
in Friedrichshain, von denen latente Gefahr für Passanten und Anwohner ausgeht, die ständigen
Übergriffe auf Polizeibeamte. Und wenn wir nach Hamburg schauen, besonders an die G20-Krawalle, wo
ganze Straßenzüge von Linksterroristen verwüstet und zahlreiche Polizisten verletzt wurden?
Linksradikalismus sei ein aufgebauschte Problem, hatte Bundesfanmilienministerin Manuela Schwesig
(SPD) noch wenige Monate vorher behauptet und tapfer den Etat ihres Ministeriums für den „Kampf
gegen Rechts“ auf 108 Millionen Euro aufgestockt. Eine ganze Polit-Industrie lebt in diesem Land auf
Kosten der Allgemeinheit vom „Kampf gegen Rechts“, vom Gender-Schwachsinn (allein 120 Lehrstühle
an unseren Universitäten) und neuerdings von der Klimarettung. Und niemand wehrt sich, kein
Parlament dreht diesen Leuten die üppig sprudelnden Geldhähne ab. Die fleißigen Bürger und die
Unternehmer, insbesondere kleine und mittlere, finanzieren die ganze linke Party für die Leute, die sie
auch mit brutaler Gewalt bekämpfen und in ihren Zirkeln auch mal darüber phantasieren, nach der
Revolution ein Prozent der „Reichen“ zu erschießen und die anderen einem Arbeitsdienst zuzuführen.
Vorbilder gibt es viele für sowas, bei den Nazis ebenso wie bei den Kommunisten.

Aber wir finden das alles niedlich, denn wir sind total tolerant. Wir wollen modern sein, bunt und
vielfältig. Und niemand steht auf und beendet diesen Spuk. So wie die Nazi-Killer vom NSU oder der
Mörder des Kasseler Regierungspräsidenten Lübcke oder der Attentäter von Halle und andere, so sind
auch die zunehmend offen agierenden Linksterroristen eine Gefahr für die freiheitliche Gesellschaft und
eine Herausforderung für unseren Rechtsstaat. Hin und wieder mal eine Hundertschaft Polizei
hinschicken, wenn es brennt, löst das Problem nicht. Diese Gesellschaft muss die Politik unter Druck
setzen, linke Gewalttäter genau so hart zu verfolgen wie rechte und – wo wir gerade dabei sind – auch
diejenigen, die im Namen Allahs mit einem LKW in den Weihnachtsmarkt rasen oder in einem
abgelegenen Haus im Sauerland große Bomben zusamenbauen und -mischen.

Das ist kein Spaß. Was sind das für Schwachmaten, die teilweise sogar im Bundestag und in Landtagen
als Abgeordnete rumsitzen und Anstecker der linksextremistischen sogenannten „antifa“ tragen oder
Beiträge an die „Rote Hilfe“ überweisen? Was ist das für ein Bundespräsident, der die Bürger zur
Teilnahme am Konzert einen linksextremen Band aufruft, die zur Gewalt gegen Polizisten aufstachelt und
vom Verfassungsschutz überwacht wird?

Die Kollegen der „Heute Show“ sind zu bedauern, und ihnen gilt mein und hoffentlich auch Ihr Mitgefühl.
Hoffentlich sind Sie bald wieder genesen und lassen sich durch die erlebte Gewalt nicht einschüchtern!
Die erlebte Gewalt von Links, möchte ich hinzufügen. Harald Ortmann sagt im Interview mit der
SPIEGEL den Satz: „Ich persönlich kann mir jedoch auch vorstellen, dass die Absichten nicht einem
bestimmten Lager zuzuordnen sind.“ Klar, das war eine Messdienergruppe aus dem Schwarzwald. Man
möchte ihn anschreien ob dieser Naivität. Und er sagte auch: „Woher kommt diese Wut, die meine Leute
da abbekommen haben?“ Ich kann es Ihnen sagen, Herr Kollege. Aber die Antwort könnte Sie
verunsichern…

In Zeiten des medialen Mainstreams sind freie, unabhängige und seriöse Medien extrem wichtig für
unsere offene Gesellschaft. Gemeinsam mit vielen anderen bürgerlich-konservativen Internet-Journalisten



bemühe ich mich hier auf denken-erwünscht darum, auch anderen Blickwinkeln eine Öffentlichkeit zu
verschaffen. Das ist nur möglich, wenn die Freunde der Meinungsfreiheit unsere Arbeit auch finanziell
unterstützen. Wenn Sie dazu in der Lage und willens sind, freue ich mich über jede Unterstützung zum
Beispiel über PAYPAL hier

 

Lokaljournalismus: Wie? Objektive Berichterstattung?
Pizzaessen mit ein paar CDU-Kommunalpolitikern aus Nordrhein-Westfalen. Wie sieht es aus mit der
Nominierung? Wer schielt auf welchen Job? Wer hat welche Chancen? Alltag, normal. Dann kommt das
Thema auf „die Medien“ und es wird richtig spannend. „Hier im Landkreis gibt es nicht eine Zeitung oder
einen unabhängigen Blog, der uns auch nur halbwegs fair behandelt“, sagt einer aus der Runde. Alle
erzählen auch von der vergangenen Wahl, wie sehr sich die Berichterstattung in Lokalblättern, bei
Lokalradios und sogar den kostenlosen Werbeblättern ihnen gegenüber verändere, je näher man auf die
Wahl zustrebe.

Da kämen Lokalreporter zu Veranstaltungen, schießen Fotos umd gehen – aber es erscheine keine Zeile.
Tut uns leid, zu wenig Platz… Würde etwas Wichtiges verkündet, käme das im letzten Absatz des
Artikels  mit einem Halbsatz vor. Stehe ein CDU-Kandidat mit auf einem Gruppenfoto, würde der Name
genannt aber nicht, zu welcher Partei man gehöre. Und so weiter und so weiter. Ich bin sicher, dass
AfDler hier müde abwinken. Bei denen ist solches Vorgehen vom ersten Tag an Alltag gewesen.
Journalistische Unabhängigkeit, seriöse Berichterstattung…das wird immer seltener. Auch im engen
Bereich, der Region, dem Landkreis, der Großstadt.

„Making people happy“ – Was ein erfolgreiches
Unternehmen ausmacht
Vor fast 20 Jahren nahm ich an einer Chefredakteurskonferenz des norwegischen Schibsted-
Medienkonzerns in Stockholm teil. Ein schickes Hotel am See, 30 Kollegen aus mehreren europäischen
Ländern, Matjes in sechs verschiedenen Saucen zur Auswahl und Schwarzbrot. Tolle Atmosphäre, kreativ
und innovativ und jede Menge Spaß. Ich erinnere mich noch an einen Vortrag, bei dem uns der Refernt
schilderte, dass man demnächst mit dem Handy bezahlen kann, wenn man vor einem Cola-Automaten
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steht und eine Dose Coke ziehen will. Boah, haben wir da alle gestaunt.

Und besonders erinnere ich mich noch an einen Top-Coach aus – na klar, woher sonst?  – den USA. Zum
Thema Unternehmensphilosophie brachte er uns bei: Um eine gute Idee zu beschreiben, bedarf es nicht
mehr als fünf Worte. Fünf! Dabei müsse man sich stringend am Kern des Geschäfts ausrichten.

Als Beispiel wählte der Redner Walt Disney, der einst gefragt wurde, was seine Geschäftsidee sei. Er
antwortete nicht, dass er Comicfiguren erfindet, Cartoons zeichnen lässt, Filme produziert oder
Freizeitparks baut. Die Antwort von Walt Disney auf die Frage, was er eigentlich geschäftlich mache,
lautete: „Making people happy!“ Menschen glücklich machen – das und nur das war seine Geschäftsidee.

Heute Morgen las ich von der Vorstellung des Geschäftsberichts 2018 des Axel Springer Konzerns, dem
zufolge das Medienhaus „erfolgreichste Jahr der Unternehmensgeschichte“ (Döpfner) hinter sich hat.
Wie ist das möglich, werden Sie jetzt fragen, wo doch nahezu alle Zeitungen seit Jahren massive
Auflagenverluste und damit verbunden auch Einbußen im Anzeigengeschäft haben?

Ganz einfach: Weil sich das Nutzerverhalten, das Leserverhalten geändert hat. Das Zeitalter des
bedruckten Zeitungspapiers ist vorbei. Es ist tot! Nehmen Sie Abschied! Die Zukunft ist digital – ob wir
das wollen oder nicht. Und nicht aus Zufall steht Springer heute so glänzend da. Als andere noch in neue
Zeitungsdruckereien investierten, schickte der Konzern den früheren BILD-Chef Kai Diekmann für über
ein Jahr ins Silicon Valley nach Kalifornien. Seine Aufgabe dort: Essen gehen, Leute kennenlernen, Ideen
aufsaugen und mit nach Deutschland bringen.

Ein schöner Job, oder? Mittags unter einem Sonnenschirm am Meer sitzen, frische Gambas („Catch of the
Day“) essen, stilles Wasser mit Eiswürfeln genießen bei 35 Grad Celsius – ohne Krawatte und in
Turnschuhen mit jungen Topstrategen von Google, Microsoft und Apple. Und die Milliardengeschäfte der
Zukunft erdenken.

Was verkündete Matthias Döpfner gestern an Kernzahlen?

Der Anteil der digitalen Geschäfte am Konzernumsatz stieg vergangenes Jahr auf 70,6 Prozent. Digitale
Geschäftsmodelle erwirtschafteten 84,3 Prozent des bereinigten operativen Gewinns. Der Umsatz stieg
um 9,6 Prozent.

Der gesamte Konzernumsatz stieg um 4,1 Prozent auf 3,18 Milliarden Euro. Der bereinigte Gewinn stieg
um 14 Prozent auf 737,9 Millionen Euro.

Das sind die harten Fakten, die die Wirklichkeit abbilden. Nicht das vorfreudige Geraune im Internet,
dass die „Systemmedien“ demnächst endlich zusammenbrechen werden, weil sie nicht mehr so viel
gedrucktes Papier verkaufen.

„Wir befinden uns auf dem Weg zum reinen Digitalunternehmen“, sagte der Springer-Vorstandschef
Döpfner gestern in Berlin. Verlagsgründer und Namensgeber Axel Springer wäre stolz gewesen.



Und sein Erfolgsrezept formulierte Döpfner so: „Zeichen der Zeit frühzeitig erkennen.“ Das sind nur fünf
Worte. Und mehr braucht man nicht, um ein erfolgreiches Geschäft zu beschreiben.

 

Weitere Informationen finden Sie hier.

 

 

 

Immer wieder, jeden Tag – und es muss den Leuten
gesagt werden
Heute vor zwei Wochen wurde eine stark sehbehinderte Frau (38) im Flur eines Mehrfamilienhauses im
Chemnitzer Stadtteil Sonnenberg überfallen und zwei Mal vergewaltigt. Der Täter – wie üblich
polizeibekannt – ist ein syrischer Asylbewerber.

Bekannt wurde der Fall durch die Junge Freiheit und den Blog von David Berger, die Hinweisen
beharrlich nachgingen. Die Polizeipressestelle hatte keine Medieninformation herausgegeben aus
„ermittlungstaktischen Gründen und vor allem aus Gründen des Opferschutzes“.

Aus Gründen der Information der Bürger, was nach wie vor in unserem Land los ist, wäre es allerdings
angebracht gewesen. Damit das Gequatsche von „die Lage ist längst unter Kontrolle“ aufhört. Nichts ist
unter Kontrolle seitdem Deutschland seine Grenzen für Jedermann geöffnet hat…

Danke JF und David Berger dafür, dass ihr nicht nachlasst, solche Dinge aufzudecken!

GASTSPIEL MARTIN D. WIND: Verschweigen und in die
Irre führen
Es war geraume Zeit vor der Wahl in Bayern, dass auffällig wurde, wie wenig die Grünen

https://www.axelspringer.com/de/presseinformationen/axel-springer-investiert-in-wachstum
https://denken-erwuenscht.com/immer-wieder-jeden-tag-und-es-muss-den-leuten-gesagt-werden/
https://denken-erwuenscht.com/immer-wieder-jeden-tag-und-es-muss-den-leuten-gesagt-werden/
https://denken-erwuenscht.com/gastspiel-martin-d-wind-verschweigen-und-in-die-irre-fuehren/
https://denken-erwuenscht.com/gastspiel-martin-d-wind-verschweigen-und-in-die-irre-fuehren/


programmatisch überhaupt noch von sich gaben. Nun gut, es kann auch sein, dass manche
Medienschaffende eine Art Beschützerinstinkt gegenüber Hofreiter, Roth, oder auch Göring-Eckardt
Baerbock sowie Schulze entwickelt haben. Anders kann man das sture Schweigen kaum noch verstehen.
Man stelle sich einfach mal vor, einige Sätze dieser Grünen wären aus einem anderen „Lager“ erfolgt.
Dieses Beschweigen der jeglicher Vernunft hohnsprechenden Phantastereien der der Ökopaxe seitens
der Medien, hat dazu geführt, dass die Grünen vor dem Hintergrund des real existierenden Irrwitzes des
„Handelns“ der aktuell machthabenden Bundesregierung, beinahe wie ein Jungbrunnen
gesellschaftlicher Erholung und des Neuanfangs wirken. Kein Wunder, dass diese Visionen bei vielen
bürgerlichen Untertanen, suizidal wirkenden Zuspruch erfahren.

Wenden wir uns der „Berichterstattung“ der vergangenen Wochen zu. Auffällig ist, dass der überregional
unwichtigste Aspekte der Hessenwahl in den Fokus der veröffentlichten Meinung geriet: Die Abschaffung
der Todesstrafe durch Volksentscheid. Die stand zwar in der hessischen Landesverfassung, war aber mit
Inkrafttreten des Grundgesetzes aufgehoben. Aber darüber abstimmen zu dürfen, schien ungemein
wohltuend für die Menschen, die sehr viel Wert darauf legen, beim „Zeichen setzen“ eine „gute
Gesinnung“ zu zeigen. Auffällig: Die irrelevante Abstimmung zur Todesstrafe wurde bereits vor dem
Wahltermin medial „groß gefahren“. Ein Thema ohne jeglichen Belang, erhielt überdimensionale
Beachtung.

Die Abstimmung über die gesellschaftlich massiv wirksam werdende Aufnahme sogenannter
„Kinderrechte“ in die Landesverfassung, war hingegen kaum der Rede wert. Dabei können die Folgen für
Familien, Eltern und Kinder verheerend werden: Wenn eine Regierung bestimmt, was vorgeblich
Kinderrechte seien und wie diese zu leben seien, öffnet sie brachial die Türe zum obrigkeitlichen
Übergriff der Behörden in die Erziehungsrechte der Eltern. Betrachtet man solche Gefahren und
obrigkeitliche Eingriffsgelüste des linken Milieus, drängt sich ein Verdacht auf: Das Verschweigen des
Themas zeigt die Sympathie vieler Redaktionen gegenüber einer staatlichen „Lufthoheit über den
Kinderbetten“, dem Traum aller nationalen und internationalen Sozialisten.

Nicht nur bei diesem Thema war das Schweigen für politisch Interessierte sehr laut und auffällig. Es war
auch fast schon unerträglich, wie krampfhaft viele Medien jegliche Berichterstattung zum sogenannten
UN-Migrationspakt vermieden. Die mediale Ignoranz, das trotzig wirkende Schweigen der
Regierungsparteien, die Kritiklosigkeit der linken Pseudo-Opposition zu diesem Thema, kann dem
diskursgewohnten Demokraten die Zornesröte ins Gesicht treiben. Es bedurfte der Aktivität eines
parlamentarischen Parias, um wenigstens eine empörte „Berichterstattung“ darüber zu erreichen, dass
„die AfD wieder gegen Migranten“ sei. Inhaltliche Auseinandersetzung mit dem Pakt, der angeblich zu
nichts verpflichte: Null. Erst die anschwellende Kritik in sozialen Medien zwang die Bundesregierung und
einige Medien wenigstens jetzt zum Reagieren.

Was da gesagt und wie argumentiert wird, soll hier nicht beurteilt werden. Es ist aber erschütternd zu
erleben, wie deutsche Medien mit gesellschaftlich relevante Themen umgehen: Vom Verschweigen, über
billige Ablenkungsthemen, Tendenzberichterstattung, unvollständige oder irreführende Darstellungen bis
hin zum unverhohlenen Gemeinmachen konnte gerade im vergangenen halben Jahr vielerlei Niedertracht



beobachtet werden. Mit journalistischem Handwerk hat das nichts mehr zu tun. Beim Betrachten dieses
Journalismus bekommt man mehr und mehr das Gefühl, dass da Menschen am Werk sind, die keinerlei
Scham und Ehrgefühl mehr haben. Es ist zum Teil hochgradig widerwärtig und evoziert den Eindruck, da
seinen Gesinnungstäter am Werk. Der Rheinländer würde angesichts solcher Verluderung zu Recht
sagen: „Da bin ich fies für!“.

GASTSPIEL MARTIN D. WIND: Wissen Sie eigentlich, bei
wem Journalisten wie viel kassieren?
Sie finden es sicher richtig, dass Politiker ihre Nebenverdienste offenlegen müssen. Sie finden das
richtig, weil wir Bürger der Politik „in die Karten schauen können“? Das war unter anderem einer der
Gründe, weshalb diese Offenlegung der Einkünfte von Parlamentariern verlangt wurde. Auf Heller und
Pfennig erfahren wir Bürger das nie genau. Politiker müssen lediglich in einem vorgegebenen Raster von
zehn Einkommensschritten angeben, zwischen welchem Minimum und welchem Maximum sich diese
Nebeneinkünfte neben den regulären Diäten bewegen. Mit Recherche und Suchaufwand lässt sich dann
bei einigen Politikern auch noch herausfinden, aus welchen Quellen sie da schöpfen und bei wem sie sich
in finanzieller Abhängigkeit befinden.

Es ist nicht verboten, dass Politiker Nebeneinkünfte haben. Ja, es gibt durchaus Aspekte, die es sogar gut
erscheinen lassen, wenn Politiker nicht von ihren Diäten abhängig sind. Ein „Gschmäckle“ bekommen
solche Verflechtung allerdings, wenn beispielsweise Politiker aus dem Gesundheitsausschuss im
Aufsichtsrat eines Pharmaunternehmens sitzen, Mitglieder des Umweltausschusses Aktionäre oder
Aufsichtsratsvorsitzende bei Unternehmen der Windenergie sind oder aber Verkehrsausschussmitglieder
im Vorstand eines Automobilunternehmens sitzen. Da fragen wir Bürger zu Recht, ob solche Menschen
ihre Unabhängigkeit wahren und zum Wohle des Volkes und der Nation entscheiden können oder wollen.

Aber es gibt eine weitere Tätigkeiten, bei deren Ausübung Unabhängigkeit dringend notwendig wäre und
peinlichst darauf geachtet werden sollte, dass man sich nicht in Abhängigkeiten begibt: der Journalismus.
Auch hier wäre es dringend geboten, Transparenz herzustellen. Auch hier wäre es ein Gebot der
Fairness, wenn wir Medienkonsumenten wüssten, bei welchen Unternehmen, Stiftungen, Vereinen oder
gesellschaftlichen Bewegungen Journalisten in Lohn und Brot stehen oder standen. Um so wichtiger wäre
das bei Journalisten, die von uns Bürgern finanziell bereits mit üppigem Honoraren aus der
Zwangsabgabe für öffentlich-rechtliche Sendeanstalten mehr als gut gepolstert sind.

Tagesschausprecher Jan Hofer, Dunja Hayali, Judith Rakers, Marco Schreyl oder auch Julia Scharf sind
nur inige der exponierteren Personen aus der Branche, die sich gerne mal „etwas“ nebenher
dazuverdienen. Sie stehen dann in ihren dienstfreien Zeiten bei Unternehmen oder Wirtschaftszweigen –
die sie vom Bildschirm herab durchaus schon mal als „umstritten“ anmoderieren – auf der Bühne. Sie
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führen launig durch Podiumsdiskussionen oder eröffnen McDonalds-Filialen, moderieren
Gesellschafterversammlungen der Glückspielbranche und und werden dafür mehr als gut ausbezahlt.
Dabei profitieren sie selbstverständlich vom Marktwert, der ihnen aus der Tätigkeit für
gebührenfinanzierte Sender erwächst.

Zu Dienstbeginn stehen sie dann wieder vor der Kamera und moderieren Sendungen, in denen
Informationen, „gewichtet“, „sortiert“ und „eingeordnet“ den Medienkonsumenten vorgelegt werden.
Diese ahnen in der Regel von den Verfilzungen im Hintergrund nichts. Es wäre klug, die Branche würde
sich hier ehrlich machen. Es wäre klug, wir Finanziers der Sendeanstalten würden erfahren, was
Moderatoren und Journalisten in den Redaktionen der Anstalten an Salär erhalten. Es wäre noch klüger,
diese Journalisten würden entweder keine Nebenjobs annehmen, die massiv die Unabhängigkeit
beeinträchtigen. Zumindest sollte sicher gestellt sein, dass Journalisten keinerlei Berührung zu Themen
haben, in die Unternehmen involviert sind, von denen sie sich aushalten lassen. Falls das nicht machbar
ist, so wäre zumindest klug, diese Journalisten würden von sich aus ungefragt angeben, bei wem sie in
Lohn und Brot stehen.

Nur so kann sichergestellt werden, dass die Bürger nicht irgendwann von diesen „Jobs“ erfahren und bei
sich denken, dass sie von der „Lügen-“ beziehungsweise von der „Lückenpresse“ nichts anderes erwartet
haben. Es stünde dem Berufsstand gut an, er würde dem Eindruck der Presse als „Hure der Macht- und
Geldhabenden“ massiv entgegenwirken. Dann kann man endlich auch wieder unbefangen einen
journalistischen „Ethos“ im Schilde führen.

GASTSPIEL MARTIN D. WIND: Von einer publizistischen
Vendetta gegen Kardinal Woelki
Der Kardinal hat Fehler gemacht. Der Kölner Erzbischof Rainer Kardinal Woelki hat bei
kirchenrechtlichen Fragen und bei Personalentscheidungen nicht nach dem Gusto von Joachim Frank
entschieden. Sie kennen Joachim Frank nicht? Dann ist das eine Bildungslücke – unerheblich zwar, aber
dennoch. Frank, „Chefkorrespondent des Kölner Stadtanzeigers“, ist, neben Drobinski von der
Süddeutschen oder auch Deckers von der Frankfurter Allgemeinen, einer des Dreigestirns der
„kritischen Beobachtung“ der Entwicklung innerhalb der Kirche in Deutschland. Das heißt, diese Drei
sind für die mediale Begleitung und die Berichterstattung über Gemeinden, Laiengremien, Priester,
Bischöfe und der Bischofskonferenz insgesamt verantwortlich. Sie sind Journalisten.

Ehrlich gesagt, wenn Ihnen in jüngster Zeit Herr Frank nicht vor die Füße gefallen ist, haben Sie als
Katholik wahrscheinlich ruhiger gelebt, als jemand, der sich dessen Texte im Kölner Stadtanzeiger
angetan hat. Frank hat sich verbissen, denn Woelki tanzt einfach nicht nach seiner Pfeife. Und das geht
natürlich gar nicht, schon gar nicht, wenn der Flötenspieler nebenher auch noch „Vorsitzender der

https://denken-erwuenscht.com/gastspiel-martin-d-wind-von-einer-publizistischen-vendetta-gegen-kardinal-woelki/
https://denken-erwuenscht.com/gastspiel-martin-d-wind-von-einer-publizistischen-vendetta-gegen-kardinal-woelki/


Gesellschaft katholischer Publizisten“ (GKP) ist. Da weiß man per se, was für die Kirche eigentlich besser
wäre.

Wie kommt man zu diesem Verdikt „wenig journalistisch“? Im Journalismus geht es in erster Linie darum,
möglichst neutral – andere würden sagen „objektiv“ – „Bericht zu erstatten“. Das ist der Urgrund dessen,
was den größten Teil medialer „Berichterstattung“ ausmacht. Die eigene Meinung hat da weitestgehend
außen vor zu bleiben. Man zeigt viele Aspekte einer geschilderten Lage auf und lässt möglichst alle
Seiten zu Wort kommen. Die eigene Meinung kann man in Kommentaren verbraten. Da ist dann Platz für
eine Einordnung des geschilderten Geschehens. Solche Texte werden in der Regel auch mit der Marke
„Kommentar“ versehen.

Wer lange genug „im Geschäft“ ist, der weiß, dass manche Journalisten Ihr Handwerk gut beherrschen
und sich viel Mühe geben, den Ansprüchen gerecht zu werden. Es gibt aber eben auch Texter, die
keinerlei Skrupel haben, handwerkliche Grundsätze schamlos über den Haufen zu schmeißen (dieser
Satz ist ein eindeutiges Signals: Hier wird ein Kommentar geschrieben!). Auch Frank scheint da keinerlei
Bedenken zu haben. Schon in der Vergangenheit ist er dadurch aufgefallen, dass er
Tendenzberichterstattung betreibt. Unter anderem ist es Teil guten Journalismus, dass man in einer
Konfliktsituation beide Seiten eines Falles zu gleichen Teilen zu Wort kommen lässt. Dieser Aspekt des
berufilchen Ethos guter Journalisten scheint beim Betrachten der Frankschen Ergüsse im Stadtanzeiger
keinerlei Rolle mehr zu spielen. Reihum kommen – bis auf sehr wenige Alibistimmen – in der Regel
Kritiker des Kardinals zu Wort.

Frank schämt sich nicht mal, in einem Artikel einen protestantischen Amtsträger ausführlich und massiv
Angriffe gegen den Kölner Kardinal fahren zu lassen, um dann etwas später geheuchelte Schnappatmung
ob der Übergriffigkeit dieses hausfremden Predigers zu simulieren. Dabei war das Verhältnis zum
Meisner-Nachfolger nicht immer so getrübt. Einen ersten Schatten warf wohl Woelkis klare Kante gegen
den Verein „donum vitae“, der sich trotz kirchlicher Ablehnung deutscher Praxis an der Vergabe von
staatlichen Abtreibungsscheinen beteiligt. Dieser Verein wurde von Katholiken gegründet, die sich damit
massiv gegen den Willen des Papstes und des Lehramts stellen und sich durch Ihr Handeln nach
Meinung vieler selbst exkommunizieren. Solange Woelki sich lediglich sozial-caritativ äußerte oder an
einer kindischen Aktion für „Gutmenschen“ teilnahm – lehramtlich nicht spürbar und damit seiner
eigentlichen Berufung demnach nicht nachkommend – , medienwirksam ein Schlepperboot vom
Mittelmeer nach Köln karren ließ, solange bekam er von Frank nur Schulterklopfen und Wohlwollen.

Nachdem Woelki dann aber auch noch einen neuen Generalvikar ins Amt berief, der Herrn Frank
kirchenpolitisch nicht behagt, ging es mit steigender Kadenz gegen den Kardinal. Es gibt kaum noch
Tage, an denen der Chefkorrespondent nicht fleißig möglichst viele kritische Stimmen gegen Woelki
zusammenträgt und mit einer wirklich durchaus gelungen-grenzwertig beurteilenden Sprache denen zum
Fraß vorwirft, die „schon immer wussten, dass der Kardinal ein elender Traditionalist ist“. Dabei kann
man sich als Katholik freuen, dass Woelki sich endlich wieder erkennbar katholisch zeigt. Nicht zufällig
kommt dieses geschärfte Profil zutage, nachdem sich der Erzbischof von seinem ehemaligen
„Kommunikationsdirektor“, Dr. Ansgar Mayer, getrennt hatte.



Doch jetzt hat der Kardinal es gewagt, ein Papier der Deutschen Bischofskonferenz (DBK) zur
Kommunionzulassung konfessionsfremder Eheleute im Vatikan in Frage zu stellen. Das scheint für Frank
sowas wie der berühmte Funke ins Pulverfass gewesen zu sein. Seither arbeitet er sich in einem
erstaunlichen Furor an Woelki ab, dass man beinah Mitleid mit dem Texter bekommen kann. Kaum ein
Tag vergeht, an dem nicht weitere vermeintliche Einzelheiten der Schandtaten und der Schwächen des
Kardinals enthüllt werden – offenbar sogar durch tatkräftige Mithilfe illoyaler Verräter aus der DBK, so
meldet das zumindest das internationale Nachrichtenportal kath.net, das sich einen von Frank
veröffentlichten Brief von sieben Bischöfen an den Vatikan mal genauer angesehen hat. Nach Meinung
von kath.net wurde demnach Frank direkt aus der Bonner Zentrale mit vertraulichen Informationen
versorgt – was der Pressesprecher der DBK selbstverständlich in Abrede stellen musste.

Wie dem auch sei: Ein Journalist, der seine persönlich zusammengedengelte Feld-Wald-und-
Wiesentheologie zum Maßstab kirchlichen Handelns macht, daraus verallgemeinernd eine
Anspruchshaltung gegenüber einem Amtsträger der Kirche ableitet und diese flächendeckend unters
Volk bringt, sollte sich fragen, ob er der richtig für das Amt des Vorsitzenden der GKP ist. Natürlich ist
das durchaus vorteilhaft fürs networking, für das Hintertragenbekommen, aber ist dieses
opportunistische Getue und Berichterstatten dann noch „katholisch“?

Eine private Vendetta hat in öffentlichen Medien nichts zu suchen. Und wenn Sie sich jetzt über die
Härte dieses Kommentars wundern: Es ist der Versuch, sich dem Ton von Frank halbwegs anzupassen.
Leider fehlt dem Autor die pastorale Sprachausbildung. Er ist eher für das unverlogene, offene und klare
Wort.


